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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3666 


Der Bundesminster des Innern 

U III 2 - 326 - 7/72 


Bonn, den 14. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Umweltschutz und Energieerzeugung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, 
Kirst und Genossen 
— Drucksache VI/3589 — 


Die obengenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und Finanzen, 
Bildung und Wissenschaft sowie Verkehr wie folgt: 


1. a) Wie wird die Tatsache beurteilt, daß in Fachkreisen allge^ 
mein mit einer Stromverknappung gerechnet wird, da die 
Genehmigungsverfahren für Neuanlagen wegen der steigen- 
den Umweltrelevanz schwieriger werden? 

Die zunehmenden Schwierigkeiten beim Bau von Großkraft- 
werken und die in der Bevölkerung zunehmende Besorgnis 
über die vom späteren Betrieb zu erwartenden Belastungen der 
Umwelt werden von der Bundesregierung mit großer Aufmerk- 
samkeit verfolgt. 

Die Errichtung neuer Großkraftwerke ist unerläßlich, weil in 
den nächsten zehn Jahren wiederum mit einer Verdoppelung 
des Strombedarfs und der zu seiner Deckung erforderlichen 
Kraftwerksleistung gerechnet werden muß-, das heißt: rund 
60 000 MW neuer Kraftwerksleistung müssen in den nächsten 
zehn Jahren bereitgestellt werden. Diesem Erfordernis tragen 
die Investitionsvorhaben der Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen, soweit bisher überschaubar, in dem erforderlichen 
Umfange Rechnung. Die bereits im Bau befindlichen Kraftwerke 
geben die Gewähr, daß die Stromversorgung bis 1976 durch neu 
hinzukommende Leistung gesichert sein wird. Für die folgen- 
den Jahre kommt es darauf an, daß die von den Unternehmen 
vorbereiteten Bauvorhaben rechtzeitig verwirklicht werden 
können. 
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Vor diesem Hintergrund müssen die aus Gründen des Umwelt- 
schutzes bei der Standortwahl für neue Großkraftwerke und bei 
der Genehmigung zu stellenden Anforderungen gesehen wer- 
den. Die Erfahrung zeigt, daß die großen Verbundunternehmen, 
die 80 ®/o des Strombedarfs der öffentlichen Versorgung decken, 
sich gerade in dieser Hinsicht einem wachsenden Problem- 
bewußtsein gegenübersehen. Andererseits können die für die 
Belange des Umweltschutzes verantwortlichen Behörden des 
Bundes und der Länder nicht darauf verzichten, die von den 
großen Kraftwerkseinheiten zu erwartenden unter Umständen 
nicht unbeträchtlichen Belastungen der Umwelt durch 

— Wärmeabgabe 

— Staub, Schwefeldioxid, Stickoxide 

— Wasserverluste, Änderung der meteorologischen Umwelt- 
verhältnisse 

— Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

— Lärm 

— und radioaktive Abgaben 

in Grenzen zu halten, die eine gesundheitliche Beeinträchtigung 
der Bevölkerung ausschließen. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß das Erfor- 
dernis einer sicheren und ausreichenden Versorgung mit elek- 
trischer Energie und die Erfordernisse des Umweltschutzes mit- 
einander in Einklang gebracht werden können, daß also die 
unerläßliche Deckung des Strombedarfes nicht mit einer Ge- 
fährdung der Umwelt erkauft werden muß. Die Bundesregie- 
rung, die Regierungen der Länder, die Lieferindustrie und die 
Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft werden hierzu die er- 
forderlichen gemeinsamen Anstrengungen unternehmen. 

Zusätzliche Maßnahmen werden zur Zeit von den für die Über- 
wachung einer sicheren und ausreichenden Stromversorgung 
zuständigen Wirtschaftsministerien des Bundes und der Länder 
erörtert. Die Maßnahmen betreffen insbesondere Hilfestellun- 
gen bei der Standortwahl und der weiteren Vorsorge für künf- 
tige Standorte. Daneben bedarf es besserer Information seitens 
aller Beteiligten, um die in der Nähe vorgesehener Standorte 
von Großkraftwerken wohnenden Menschen bereits in den 
ersten Planungsstadien über die gesamtwirtschaftliche und 
regionale Bedeutung des Bauvorhabens aufzuklären und dar- 
über zu unterrichten, 

— - welche Gründe für die getroffene Standortwahl sprechen 
und 

— daß die getroffenen Sicherheits- und Umweitschutzvorkeh- 
rungen bei Berücksichtigung aller lokalen Gegebenheiten 
ausreichen. 
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Es besteht kein Anlaß, auf den verstärkten Einsatz von Kern- 
energie zu verzichten, da sie langfristig verfügbar sein wird. 
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die geringste Umweltbelastung verursacht und besonders im 
Bereich der Grundlast kostengünstig bleiben wird. 

Die Bundesregierung wird den Ursachen der in jüngster Zeit in 
den Fachkreisen, aber auch schon in der Öffentlichkeit erörter- 
ten Besorgnisse, sowohl wegen der befürchteten Umweltbeein- 
trächtigung als auch der befürchteten Stromverknappung wei- 
ter nachgehen. Sie bleibt darum besorgt, daß das Interesse der 
Bevölkerung an der Sicherheit der Stromversorgung wie am 
Schutze der Umwelt gewahrt bleibt. 


1. b) Wie wird die Tatsache beurteilt, daß schon jetzt kaum aus- 
reichende Wassermengen für die Durchlaufkühlung zur Ver- 
fügung stehen? 

Das Problem der thermischen Belastung der Gewässer ist er- 
kannt und hat bereits jetzt dazu geführt, daß in der Bundes- 
republik Deutschland und in der Schweiz Großkraftwerke mit 
reiner Durchlaufkühlung an Gewässern, denen thermische 
Überlastung droht, nicht mehr genehmigt werden. Die Bundes- 
regierung hat über die thermische Belastung von Gewässern 
durch Kernkraftwerke am 20. Januar 1972 berichtet (Drucksache 
VI/3052). Der Verzicht auf reine Durchlauf kühlung hat keinen 
Einfluß auf die Sicherung der Energieversorgung. 


1. c) Wie wird die Tatsache beurteilt, daß Naßkühltürme, die 
wegen der benötigten Wassermengen Großkraftwerke in die 
dichtbesiedelten Uferregionen großer Flüsse drängen, wegen 
der zu erwartenden Folgen auf Widerspruch stoßen werden? 

Wegen des zusätzlichen Wasserbedarfs (etwa 0,6 bis 0,8 mVsec 
je 1000 MWE) und der Transportprobleme werden die Energie- 
versorgungsunternehmen auch bei nasser Rückkühlung für 
große Kraftwerke Standorte an Flüssen bevorzugen. 

Die Umweltbelastung bei nasser Rückkühlung liegt einerseits 
in einer Geräuschbelastung durch Wasserrauschen, die die Ein- 
haltung einer Entfernung von mehr als 500 m von Wohnge- 
bieten oder entsprechende Lärmschutzmaßnahmen erfordert. 
Zum anderen können sich Auswirkungen auf die meteorolo- 
gischen Umweltverhältnisse wie z. B. eine Änderung der Luft- 
feuchtigkeit der Umgebung ergeben, über die Auswirkungen 
von Kühltürmen müssen noch weitere meteorologische Unter- 
suchungen durchgeführt werden. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß es in Zukunft möglich sein wird, die Aussagen 
über die mögliche Beeinflussung der meteorologischen Umwelt- 
verhältnisse mehr und mehr zu präzisieren und Standortkrite- 
rien aufzustellen. 

In mancher Hinsicht lassen sich nachteilige Auswirkungen der 
Kühltürme auf die Umwelt auch durch technische Maßnahmen 
reduzieren. So wird z. B. durch den Einbau spezieller Tropfen- 
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fänger der Wassertropfenauswurf stark eingeschränkt und da- 
durch die Vermehrung des Niederschlags weitgehend verhin- 
dert. Eine weitere Beeinträchtigung der Umwelt kann in den 
großen Ausmaßen der Kühltürme liegen, die sich u. U. schlecht 
in das Landschaftsbild einfügen. 

Durch sorgfältige Standort aus wähl und -Vorsorge kann jedoch 
die Umweltbelastung durch Kühltürme auf ein im Vergleich zur 
Notwendigkeit der Energieversorgung vertretbares Maß be- 
schränkt werden. 


1. d) Wie wird die Tatsadie beurteilt, daß in der Tat künftige 
Planungen mit direkter Flußwasserkühlung nicht verant- 
wortlich genehmigt werden können, bis für Gewässer, deren 
Zustand von mehr als einem Staat beeinflußt werden kann, 
internationale Wärmelastpläne bindend vereinbart sind? 

Die Bundesregierung ist seit längerer Zeit bemüht, zu zwischen- 
staatlichen Abmachungen über verbindliche Wärmelastpläne 
für internationale Gewässer zu gelangen. 

Wie unter 1. b) dargelegt, werden in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Schweiz schon jetzt Großkraftwerke mit 
reiner Durchlaufkühlung in stark belasteten Flußläufen nicht 
mehr genehmigt. 

In den Verhandlungen der Internationalen Kommission zum 
Schutze des Rheins gegen Verunreinigung bemühen sich die 
deutsche und die schweizerische Delegation — allerdings bisher 
noch nicht mit Erfolg — auch die übrigen Mitgliedstaaten zu 
entsprechenden Maßnahmen zu bewegen. Unabhängig davon 
wird ein Internationaler Wärmelastplan für den Rhein vor- 
bereitet. 


2. Ist die Bundesregierung unter Bildung eines Forschungsschwer- 
punktes bereit, für die Lösung dieser lebenswichtigen Fragen 
die interessierten Institute, besonders die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft, den Deutschen Wetterdienst, die Bundesanstalt 
für Gewässerkunde, die Institute für Kernforschung und die 
Elektrizitätswirtschaft heranzuziehen, um 

a) Methoden zur Feststellung der Auswirkung des Betriebes 
von Naß- und Trockenkühltürmen auf die Umwelt, 

b) meteorologisch günstige Kühlsysteme, 

c) günstige Lösungen des Abwasserproblems der Kraftwerke 
und 

d) Methoden zur Verwertung statt der Vernichtung der Ab- 
wärme zu entwickeln? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der steigende 
Energieverbrauch der Zukunft zu verstärkter Untersuchung der 
unter a) bis d) der Frage 2 genannten Themen zwingt. Sie wird 
dabei wie bisher für die Lösungen dieser Aufgaben die sich mit 
diesen Problemen befassenden Institute heranziehen. Die zu 
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untersuchenden Probleme sind jedoch eng mit den technischen 
Anlagen zur Energieerzeugung, dem Energieerzeugungskon- 
zept und dem Energiebedarf verbunden. Daher wurde bereits 
Anfang 1971 eine Studie in Auftrag gegeben, die ganz allge- 
mein die umweltspezifischen Parameter der verschiedenen 
Kraftwerksanlagen aufzeigen und die wesentlichen Emissionen 
bezüglich ihrer Auswirkungen sowie im Zusammenhang mit 
den Erfordernissen einer künftigen Energiewirtschaft unter- 
suchen soll. Betrachtet werden einerseits die einschlägigen Pro- 
bleme der Abwärmebeseitigung im Hinblick auf die gebiets- 
bedingt verfügbaren Kühlmöglichkeiten und andererseits die 
ökologischen und ökonomischen Belastungen, die insbesondere 
in den Ballungszentren durch die Akkumulation von Wasser- 
und Luftverschmutzung sowie bei Handhabung und Ableitung 
radioaktiver Stoffe hervorgerufen werden können. 

Die Studie wird von der Kernforschungsanlage Jülich GmbH, 
der Gesellschaft für Kernforschung mbH unter Beteiligung der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde sowie der Vereinigung deut- 
scher Elektrizitätswerke, der Vereinigung Industrielle Kraft- 
wirtschaft und der Deutschen Verbundgesellschaft erarbeitet. 

Die Studie soll als Teil IV der Serie „Technischer und wirt- 
schaftlicher Stand sowie Aussichten der Kernenergie in der 
Kraftwirtschaft der BRD" im Herbst 1972 veröffentlicht werden. 
Sie dient insbesondere der Identifizierung von Problemberei- 
chen, die einer weitgehenden wissenschaftlichen Untersuchung 
bedürfen. 

Mit den Problemen der Auswirkung des Betriebs von Kühl- 
türmen auf die meteorologischen Umweltverhältnisse befaßt 
sich der Deutsche Wetterdienst. Untersuchungen dieser Art 
werden bereits mit ähnlichen Arbeiten der Schweiz sowie mit 
den Betreibern von Kraftwerken koordiniert. Soweit es die 
beim Deutschen Wetterdienst verfügbare Kapazität zuläßt, sol- 
len diese Arbeiten in Zukunft noch verstärkt werden. 

Die Auswertung dieser Studien und Untersuchungen wird er- 
geben, auf welchen Gebieten und in welchem Maß noch For- 
schungsarbeiten notwendig sind bzw. erweitert werden müssen 
und in welcher Form diese Arbeiten zweckmäßigerweise durch- 
geführt werden sollten. 


In Vertretung 

Dr. Hartkopf 
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